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Stellungnahme zur zweiten Sitzung der Arbeitsgruppe „SGB VIII: 
Mitreden-Mitgestalten" - Wirksamer Kinderschutz 

Beteiligung von Kindern, Jugendlichen und Eltern 

Gerade mit Blick auf die UN-Kinderrechtskonvention wird deutlich, dass Kinderschutz eng mit 
Kinderrechten verbunden ist. Gemäß Artikel 12 UN-KRK hat jedes Kind und jede*r Jugendliche*r ein 
Recht darauf, dass seine*ihre Meinung in allen ihn*sie berührenden Angelegenheiten angemessen 
berücksichtigt wird. Die in der aktuellen Debatte diskutierten Punkte „Elternunabhängiger 
Beratungsanspruch auch ·ohne die Notwendigkeit der Vorlage einer Notlage", ,,ombudschaftliche 
Beratung und Begleitung", sowie „externe Beschwerdeverfahren für Kinder und Jugendliche" sind sehr 
zu begrüßen, jedoch nicht ausreichend. 

Im SGB VIII ist die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen sowie deren Eltern / Personensorge­
berechtigten an verschiedenen Stellen verbindlich gefordert, insbesondere in §8 (1) SGB VIII sowie im 
Hilfeplanverfahren (§ 36 SGB VIII). Gerade im Hilfeplanverfahren und der weiteren Umsetzung der 
Hilfen zur Erziehung ist es - auch in Gefährdungssituationen - unbedingt notwendig, die 
Perspektiven, Wünsche und Vorstellungen der jungen Menschen und ihrer Familien als eine 
wesentliche Grundlage für Entscheidungen und die Hilfegestaltung zu nehmen, um eine wirkungsvolle 
Hilfe erzielen zu können. Jedoch zeigt sich in der Praxis, dass sich ihre tatsächliche Einbindung in 
Prozesse und Entscheidungen sehr unterschiedlich gestaltet. Um eine verbindlichere Einbindung zu 
gewährleisten, braucht es die Stärkung einer ernsthaften, alters- und entwicklungsorientierten 
Mitwirkung im SGB VIII. 

In ein novelliertes SGB VIII muss darüber hinaus aufgenommen werden, dass die Hilfeplanung stärker 
entsprechend der individuellen Fähigkeiten der Kinder, Jugendlichen und Personensorgeberechtigten 
ausgerichtet wird. Dies ist gerade vor dem Hintergrund einer inklusiven Ausgestaltung des SGB VIII 
unumgänglich, wobei eine barrierefreie Einbindung nicht nur für Menschen mit Behinderung gegeben 
sein muss, sondern im Rahmen eines erweiterten lnklusionsbegriffs - z.B. mit Blick auf Familien aus 
anderen Herkunftsländern - auch weitere Gruppen einschließen muss. Alle Ziele - sowohl 
Grundsatz-, Rahmen als auch Ergebnisziele - müssen mit den betreffenden Personen zusammen 
erarbeitet werden und in einer für sie verständlichen, notwendigenfalls leichten oder vereinfachten 
Sprache verfasst sein. Darüber hinaus sollte überall in den Hilfen zur Erziehung - und nicht nur 
hinsichtlich der Leistungen nach §35a - die Frage nach Teilhabechancen und -barrieren obligatorisch 
sein. 
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